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U1 Landwirtschaftspolitik überdenken 

Landwirtschaftspolitik überdenken  

In Niedersachsen ist der landwirtschaftliche Sektor nicht nur ein großer Arbeitgeber, sondern auch ein 

sehr wichtiger Sektor unserer Wirtschaft. Diesen zu gestalten, gibt uns die Chance ökologischer, 

nachhaltiger, gerechter und sozialer mit unserer Welt um zu gehen. Deshalb 5 müssen die Jusos 

Niedersachsen sich eine klare Ausrichtung in diesem Themenbereich geben. Der neue Juso 

Landesvorstand wird daher beauftragt unter Berücksichtigung von Ergebnissen aus Seminarinhalten 

diese weiter auszuarbeiten und in präzisierter Fassung in die Landes SPD und damit auch in die aktuelle 

Landes- und Regierungspolitik zu bringen. Dabei sollen vor allem die Mittel und Instrumente zur 

Zielerreichung, die adressierten und möglichen umsetzenden Ebenen erarbeitet werden, sowie eine 

tiefergehende Auseinandersetzung mit kritischen Größen bei Monokultisierung und 

landwirtschaftlichen Betrieben. Über die Resultate wird der nächsten LaKo Bericht erstattet.  

Tierhaltung  

Niedersachsen ist das Land der Legehennen, Putenhöfen und Schweinemastbetrieben, daher ist es 

wichtig sich mit den Tierhaltungspraktiken zu beschäftigen. Diese Tiere sind empfindsame und soziale 

Lebewesen, dies muss vom Menschen anerkannt werden und in den  Diskussionen um Tierhaltung 

berücksichtigt werden. Wie sehr die industrielle Tierhaltung  diese Leben beeinflusst, kann über die 

Massentierhaltung in den Ställen und Käfigen hinaus beobachtet werden. Es wird Leben unterteilt in 

verwertbares und nicht-verwertbares Leben. Dazu zählt neben der Zucht von möglichst profitablen 

Tieren auch die Aussortierung von  Tieren. Dabei kommt es zu Qualzuchten, wie zum Beispiel bei 

Milchkühen, deren Euter schmerzhafte Volumen erreichen sollen, sowie zur massenhaften Abstufung 

von Tieren zu Müll, wie bei männlichen Küken in der Legehennenzucht. Diese Zuchtmethoden müssen 

beendet werden.  

Pflanzenbau und Naturschutz  

Agrarpolitik ist immerzu auch Umweltpolitik. Durch das Entstehen von Monokulturen für die 

Gewinnung von Energiepflanzen oder Futtererzeugung für die Massentierhaltung, entstehen große 

Schäden an Natur und Umwelt. Durch die Monokulturen werden dem Boden einzelne  Nährstoffe im 

großen Maße entzogen und die eingeschränkte Pflanzenvielfalt wirkt sich negativ auf die Biodiversität 

aus. Dadurch steigt der Düngerbedarf auf den Feldern, das Bienensterben wird vorangetrieben und für 

Wildtiere entsteht ein Nahrungsangebot, welches deren Population in die Höhe treibt. Durch die 

Überbewirtschaftung von Ackerflächen kommt es zu Bodenerosion und somit zum Verlust von 

nutzbaren Land. Der steigende Düngerbedarf und das übermäßige Ausbringen von Gülle aus der 

Tierhaltung verunreinigen zunehmend das Grundwasser. Somit entstehen auf weite Sicht nicht nur 

Schäden für die LandwirtInnen selbst, sondern auch insbesondere für die Allgemeinheit. In Bezug auf 

das Trinkwasser müssen die kommunalen Wasserwerke zunehmend hohe Investitionen tätigen um 

das Grundwasser filtern zu können. Von daher ist es nötig eine neue Ausrichtung in der 

Bewirtschaftung von Ackerland voranzutreiben. Die Unterstützung von Biolandbau reicht dabei nicht 

aus, da dieser auf Düngemittel wie der Gülle zurückgreift. Es ist daher auch nötig eine Förderung von 

bioveganer Landwirtschaft einzurichten, da dabei insbesondere auf die Durchmischung von Pflanzen 

gesetzt wird um den Nährstoffhaushalt des Bodens ohne künstlichen und tierischen Dünger zu 

optimieren. Es bedarf neben der Förderung von Alternativen allerdings auch einer Regulierung von 

bisherigen Methoden um effektiv eine Agrarwende zu vollziehen.  
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Förderpraxis  

Die aktuellen Milliardensubventionen in der Agrarpolitik und den angegliederten 

Verarbeitungsbranchen tragen maßgeblich zu den Problemen der Landwirtschaft bei. Durch die 

staatliche Förderung wird der politisch gewollte Export von landwirtschaftlichen Erzeugnissen 

vorangetrieben. Durch die Exporte werden Märkte in Entwicklungs- und Schwellenländern mit billigen 

Produkten aus Deutschland und ganz Europa überschwemmt. Dies hat zur Folge, dass die lokal 

produzierten Güter nicht konkurrenzfähig sind. Aus dem Verfall von Preisen auf den lokalen Märkten 

resultiert schließlich ein Rückgang der eigenen Produktion und es entsteht somit eine einhergehende 

Abhängigkeit von Importen. Neben der Exportförderung sorgen die Subventionen auch für künstlich 

niedrig gehaltene Lebensmittelpreise auf dem deutschen Markt. Zur Sicherung vom Lebensunterhalt 

der KonsumentInnen ist diese Regulierung allerdings häufig nicht nötig. Statt einer ausgewogenen 

Ernährung wird dadurch eine konsumorientierte Ernährung gefördert, die im Speziellen in einen 

Überkonsum von tierischen Produkten resultiert. Für die landwirtschaftlichen Betriebe ist die 

Subventionierung eng mit der Preisregulierung verbunden und versetzt diese in ein 

Abhängigkeitsverhältnis. Ohne die massive Subventionierung könnten die LandwirtInnen höhere 

Preise für ihre angebotenen Produkte erzielen und unabhängiger werden. Die flächenbezogene 

Mittelzuweisung fördern die wirtschaftlich gut dastehenden Großbetriebe und Agrarkonzerne und 

unterstützen damit den Konkurrenzdruck für kleine bäuerliche Betrieben. Eine solche 

Subventionierung sicher nicht die Versorgung der Bevölkerung, sondern die Kapitalakkumulation der 

UnternehmerInnen.  

Die Förderpraxis muss daher überarbeitet werden und statt auf Export und Billigproduktion zu zielen, 

müsste sie verstärkt auf ökologische und nachhaltige Kriterien ausgerichtet sein. Zuwendungen an 

Großbetriebe müssen darüber hinaus begrenzt werden und durch eine Förderung von Klein- und 

Kleinstbetrieben die bäuerliche Landwirtschaft vorangetrieben werden.    

 

Angenommen 

 

U2 Schutz der Bienen 

Die Landeskonferenz fordert die Bundestagsfraktion und den niedersächsische Landtagsfraktion auf:  

• “ofoƌtige ‘eduzieƌuŶg, peƌ VeƌoƌdŶuŶg, des EiŶsatzes ǀoŶ IŶsektizideŶ, HeƌďizideŶ uŶd PestizideŶ   

Wir erachten es für Sinnvoll eine Sperrstunde für Bienen von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr einzurichten. Es 

sollte ein Nachtflugverbot von Bienen gleichkommen um die Problematik zu umgehen, dass die Bienen 

Pestiziden ausgesetzt werden könnten. Weiterhin erachten wir es als sinnvoll eine Bienenmaut 

einzuführen, da die Kosten der Instandhaltung der Infrastruktur gedeckt werden müssen. Um eine 

Bemessungsgrundlage zu bekommen sollten die BienenkönigInnen dazu angehalten werden 

Statistische Einwohnermeldedaten abzuführen. 

 

Angenommen und zur Kenntnisnahme an die SPD-Landtagsfraktion und SPD-Bundestagsfraktion 

weitergeleitet  


